
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Zum 1. Mai haben sich bundesweit 360.000 Men-
schen an den knapp 500 Veranstaltungen und 
Kundgebungen des Deutschen Gewerkschafts-
bundes beteiligt. Sie standen in diesem Jahr unter 
dem Motto „Wir sind viele. Wir sind eins“. Vieles sei 
in diesem Jahr anders, hieß es im offiziellen Aufruf 
des DGB, die Welt habe sich verändert: der Brexit, 
die Wahl Trumps, Erfolge rechtspopulistischer Par-
teien und Terroranschläge in europäischen Städ-
ten. In dieser schwierigen Situation machten der 
DGB und die Gewerkschaften im Aufruf deutlich, 
dass sie „für soziale Gerechtigkeit und eine welt-
offene, solidarische Gesellschaft“ einstehen. In 
ganz Deutschland waren die Gewerkschaftsvorsit-
zenden unterwegs, um diese Botschaft lautstark 
auf den Marktplätzen der Republik zu verkünden. 
Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann betonte in 
seiner Rede in Gelsenkirchen, dass Rechtspopu-
listen keine Alternative seien: „Das sind nicht die 
Interessenvertreter der kleinen Leute. Lassen wir 
uns nicht blenden, das sind im Kern neoliberale, 

Hannover, Bonn, Krefeld, Hamburg, Recklinghau-
sen, Düsseldorf, Potsdam – das sind nur einige 
der Städte, in denen aktive Fördermitglieder der 
Gelben Hand am 1. Mai gemeinsam mit dem DGB 
und den Mitgliedsgewerkschaften auf der Straße 
und auf den Markplätzen demonstriert haben. 
Der Vorsitzende des Kumpelvereins, Giovanni 
Pollice, war der Hauptredner auf der Mai-Kund-
gebung des DGB in Bonn, bei der der DGB-Vor-
sitzende Bonn/ Rheinsieg, unser Fördermitglied 
Bernd Weede, trotz Regen rund 300 Gewerkschaf-
terinnen und Gewerkschafter sowie Interessierte 
begrüßen konnte. Pollice betonte in seiner Rede, 
dass Gewerkschaften für einen demokratischen 
Rechtsstaat eintreten würden, in dem für alle 
Menschen die gleichen demokratischen Spielre-
geln gelten: „Das ist das Gegenteil von völkisch-

GEW-Kongress in Freiburg

Marlis Tepe als GEW-Vorsit-
zende wiedergewählt  
„Bildung. Weiter denken!“ lautete das Motto 
des 28. Gewerkschaftstages der GEW, der vom 
6. bis 10. Mai 2017 in Freiburg stattfand. Auch 
der Kumpelverein war mit dem Vorsitzenden 
Giovanni Pollice auf dem Kongress vertreten. 
Mit deutlicher Mehrheit haben die Delegierten 
unser Fördermitglied Marlis Tepe als Vorsit-
zende bestätigt. Ebenso den stellvertretenden 
Vorsitzenden, Andreas Keller, sowie auch Ans-
ger Klinger und Daniel Merbitz aus dem GEW-
Vorstand, die allesamt dem Kumpelverein bei-
traten. Die Gelbe Hand gratuliert und wünscht 
eine erfolgreiche Arbeit. Tepe betonte nach 
ihrer Wiederwahl, dass sie sich um Bildung in 
der Migrationsgesellschaft kümmern werde 
– letzteres ein Thema, das 2013 so noch nicht 
absehbar war: „Die Stärkung der Rechtspopu-
listen weltweit hat die Gewerkschaften wieder 
wach geküsst", sagte Tepe. Die GEW bekenne 
sich zur UN-Menschenrechtskonvention: „Zu 
diesem unserem Ziel stehe ich, dafür werde ich 
mich stark machen.“ Ein ausführlicher Bericht 
zu den Anträgen und inhaltlichen Positionen 
des GEW-Kongresses folgt in der Juni-Ausgabe. 
Mehr Infos gibt es auch unter: https://www.
gew.de/28-gewerkschaftstag/

europafeindliche und oft menschenverachtende, 
rassistische Parteien, die Europa zerstören wol-
len. Wir sind nicht nur viele und sehr verschie-
den, wir sind auch eins: Gegen Rassismus, gegen 
Ausgrenzung, gegen Rechtspopulisten.“ Die Vor-
sitzende der NGG, Michaela Rosenberger demas-
kierte in ihrer Mai-Rede in Kiel die Strategie der 
Rechtspopulisten: „Populismus, Nationalismus, 
Ausländerhass, Abbau von Sozialstandards und 
Frauenrechten sind nichts anderes als verlockend 
schnelle, allzu einfache Antworten auf die großen 
und komplexen Fragen unserer Zeit.“ Abschottung 
könne die Probleme jedoch nicht lösen: „Wir brau-
chen keine Mauern, sondern Brücken!“, forderte 
Rosenberger. Das freie Europa ohne Mauern war 
auch im Hinblick der Wahlen in Frankreich ein 
zentrales Thema. Damit dieses Europa und auch 
Deutschland weiterhin offen blieben, sei es wich-
tig, demokratisch zu wählen, so Alexander Kirch-
ner, Vorsitzender der EVG in Duisburg: „Verschenkt 
Eure Stimme nicht, denn das nützt nur jenen, die 
unserer Demokratie schaden wollen“, rief er den 
teilnehmenden der Kundgebung  zu. Des Weiteren 
sprachen der IG Metall-Vorsitzende Jörg Hofmann 
in Stuttgart sowie IG BCE-Chef Michael Vassilia-
dis in Essen. Der stellvertretende Vorsitzende der 
GEW, Andreas Keller, war auf der Kundgebung in 
Karlsruhe, der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske in 
Wuppertal. Der Tag der Arbeit 2017 untermauerte 
die Haltung der Gewerkschaften - für eine sozial 
gerechte, vielfältige und solidarische Gesellschaft: 
Wir sind viele. Wir sind eins. 

national. Das ist das Gegenteil dessen, was uns die 
Rechtspopulisten als Alternative für Deutschland 
verkaufen wollen. Die demokratischen Parteien 
müssen den engen Schulterschluss üben gegen 
die Rechtspopulisten. Sie müssen die Verunsiche-
rungen und Ängste der Menschen ernst nehmen. 
Das ist die richtige Antwort auf die Panikmache 
und das Geschrei von rechts!“ Dabei helfe keine 
neue Debatte über eine Leitkultur, fuhr Pollice 
fort, „sondern eine neue Innenpolitik, die Integ-
ration fördert sowie Rassismus und Rechtsextre-
mismus entschieden bekämpft!“ Am Tag vor dem 
1. Mai war ein Gelbe-Hand-Team schon in Pots-
dam auf dem „Rhythm againts Racism“-Festival, 
einem bunten Musikfestival für Toleranz und Viel-
falt. Am Tag der Arbeit waren weitere Aktive mit 
Ständen in Hannover oder beim Kulturvolksfest 
in Recklinghausen vertreten. Die IG Metall Krefeld 
hat ein großes Banner der Gelben Hand an der 
Bühne angebracht, sowohl die IG Metall- als auch 
die IG BCE-Jugend setzte mit unserem Logo ein 
Zeichen gegen Rassismus. Dass die Gelbe Hand 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter aller 
DGB-Gewerkschaften in ganz Deutschland im 
Kampf gegen Rassismus vereint, wurde auch in 
diesem Jahr wieder deutlich. Die Aktiven haben 
gezeigt, dass die Gelbe Hand mehr als ein Symbol 
ist, sie füllen die Werte der Gelben Hand – Antiras-
sismus und Solidarität – mit Leben.

Wir sind viele. Wir sind eins.  
Der Tag der Arbeit 2017 im Zeichen des Wahljahrs – Schlaglichter und Positionen 
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Die Gelbe Hand - Mehr als ein Symbol 
Aktive der Gelben Hand waren am 1. Mai wieder bundesweit unterwegs 

Vorsitzender Giovanni Pollice in Bonn

Foto: DGB/Gerd Kaemper



Die IG Metall hat im letzten Jahr eine Befragung 
durchgeführt, um den Anteil ihrer Mitglieder 
mit Migrationshintergrund zu ermitteln. Erstellt 
wurde die Studie vom Berliner Institut für em-
pirische Integrations- und Migrationsforschung 
(BIM) der Humboldt-Universität zu Berlin (HU). 
Die Ergebnisse zeigen: Die IG Metall ist eine bun-
te Gewerkschaft. Christiane Benner, Zweite Vor-
sitzende der IG Metall und unser Fördermitglied, 
spricht im exklusiven Interview mit der Gelben 
Hand über gelungene Integration, gemeinsame 
Interessen und gute Gewerkschaftsarbeit. 

Was sind aus Deiner Sicht die Kernergebnisse 
eurer Befragung?

Ganz klar: Die IG Metall ist die Heimat aller Be-
schäftigten. Hier sind die Ergebnisse ziemlich 
deutlich. 21,7 Prozent der IG Metall-Mitglieder 
haben einen Migrationshintergrund. Damit re-
präsentieren wir den Querschnitt der Gesell-
schaft und der Branchen, in denen die IG Metall 
vertreten ist.

Welche Schlussfolgerungen ziehst Du daraus?

Die IG Metall gewinnt erfolgreich Beschäftigte 
in den Betrieben, unabhängig von ihrer Her-
kunft. Die gemeinsamen Interessen und Ziele 
überwiegen die Unterschiede. Das stimmt mich 
positiv. Die Ergebnisse stärken uns in der alltäg-
lichen Arbeit. Und: Die IG Metall ist die größte 
politische Organisation in Deutschland, in der 
Menschen mit Migrationshintergrund ihre Inter-
essen vertreten und sich einbringen können.

Wie sieht es bei den Funktionären aus?

Die vorherrschende Meinung war bis jetzt: In In-
dustriegewerkschaften gibt es viele Menschen 
mit Migrationshintergrund, aber bei den Funkti-
onären werde die Luft dünner. Jetzt haben wir 
es schwarz auf weiß, das stimmt nicht. Über 30 
Prozent unserer Betriebsräte haben einen Mig-
rationshintergrund. Auch bei den Vorsitzenden 
und Stellvertretern sieht es gut aus. Wenn wir 
uns die ehrenamtlichen Funktionäre anschau-

Die IG Metall als „Integrationsmotor“ – Teilhabe und 
Partizipation von MigrantInnen in der Gewerkschaft  
Interview mit Christiane Benner, Zweite Vorsitzende der IG Metall 

en, zeigt sich ein durchweg positives Bild. 37 
Prozent der Vertrauensleute haben einen Migra-
tionshintergrund. Insgesamt engagieren sie sich 
alle stark für eine faire Arbeitswelt. 

Wie erklärst Du Dir diesen hohen Wert?

Wenn es um die Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen und ein gerechtes Entgelt geht, 
dann wird in erster Linie nicht nach der Her-
kunft gefragt. Im Alltag stehen die Kolleginnen 
und Kollegen dann zusammen. Schon seit den 
70er Jahren können alle Beschäftigten – un-
abhängig von ihrer Staatsbürgerschaft – an 
den Betriebsratswahlen teilnehmen und für 
alle Ämter kandidieren. Diese historische Er-
rungenschaft ist vielen außerhalb der Gewerk-
schaften nicht bekannt. Auch die IG Metall hat 
diesen Gedanken der Gleichstellung verinner-
licht, bis hin zu ihrer Satzung. Von Anfang an ist 
klar: du bist Mitglied, du hast Rechte und wir 
möchten, dass du dich einbringst. In diesem 
Kontext spielt die Bildungsarbeit eine wich-
tige Rolle: Dort stärken wir unsere Mitglieder, 
geben ihnen Rüstzeug mit und bereiten sie da-
durch für entsprechende Funktionen vor. 

Was bedeutet das Ergebnis der Befragung für 
die Organisation - Gerade im Hinblick auf die 
jüngeren Generationen? Wie kann die IG Me-
tall diese „junge Vielfalt“ zukünftig als Res-
source stärker einbinden?

Die Ergebnisse der Befragung sind aus meiner 
Sicht ein Handlungsauftrag für die IG Metall. 
Aufgrund der demografischen und technolo-
gischen Entwicklungen werden sich die Beleg-
schaften verändern. Es werden mehr Frauen, 
mehr Menschen mit akademischer Ausbildung 
und mehr Menschen mit Migrationshinter-
grund beschäftigt sein. Deshalb legt die IG 
Metall in ihren Aus- und Weiterbildungsan-
geboten für Haupt- und Ehrenamtliche einen 
Schwerpunkt auf die Weiterentwicklung von 
Vielfalts- und Beteiligungskompetenz, um die 
interkulturelle Öffnung weiterzuentwickeln. 
Die Ergebnisse der Befragung ermöglichen uns 
jetzt, noch bessere Angebote zu schaffen, um 
auch die jungen Beschäftigten anzusprechen. 
2018 sind Betriebsratswahlen. Immer wenn ich 
mit jungen Kolleginnen und Kollegen spreche, 
versuche ich, diese zu ermutigen: Bringt euch 
ein, macht mit! Eure IG Metall unterstützt euch!

Fast 15 % der Kolleginnen und Kollegen mit 
Migrationshintergrund haben angegeben, 
aufgrund ihrer Herkunft, Hautfarbe oder Re-
ligion diskriminiert worden zu sein. Wie kann 
die IG Metall - gerade in diesen polarisierten, 
aufgeheizten Zeiten - das Engagement gegen 
Diskriminierung und Rassismus in Betrieb 

und Gesellschaft weiter stärken? 
Zunächst mal ist das ein relativ geringer Wert. 
Er zeigt: Die Betriebe sind ein gutes Beispiel für 
ein solidarisches und konstruktives Miteinan-
der auf der Grundlage demokratischer Werte. 
Gleichzeitig ist natürlich jeder einzelne Fall von 
Diskriminierung einer zu viel. Und dem müssen 
Betriebsräte auch nachgehen. Wir als IG Metall 
sagen klar: da wo Rassismus und Diskriminie-
rung stattfindet, muss dies benannt werden 
und Konsequenzen haben. 
Zugleich kämpfen IG Metall und Betriebsräte 
dafür, diskriminierende Strukturen in den Un-
ternehmen abzubauen. Ob bei Neueinstellun-
gen oder auch internen Aufstiegschancen, es 
gibt eine Diskriminierung und diese wollen wir 
abschaffen. Ich kenne viele positive Beispiele, 
bei denen sich Personalabteilungen mit der Fra-
ge einer diskriminierungsfreien Arbeitsorgani-
sation beschäftigen. Es ist wichtig, dass wir mit 
unserer Mitbestimmung gegen Diskriminierung 
vorgehen können und hier mitgestalten. 

Die IG Metall hat also bewiesen, dass das Zu-
sammenleben und -arbeiten in Vielfalt funkti-
onieren kann. Wie kann die IG Metall, können 
die Gewerkschaften ihre Erfahrung mit Mig-
ration für die Integration von Geflüchteten 
fruchtbar machen? 

Was in der Vergangenheit galt und die Befra-
gung zeigt, gilt auch für die Geflüchteten: Teil-
habe und Integration sind nur möglich, wenn 
sich alle Menschen aktiv beteiligen und ein-
bringen können. Ein ganz wichtiger Schritt ist 
dabei der Einstieg in Ausbildung und Arbeit. 
Aus diesem Grund hat die IG Metall das Integra-
tionsjahr mit entwickelt und eingefordert, um 
über die Bundesagentur für Arbeit Geflüchtete 
in die Betriebe zu holen. Jetzt müssen wir die 
Möglichkeiten nutzen. Die Umsetzung läuft aus 
vielen Gründen bis lang zu schleppend. Uns 
muss klar sein, egal ob gestern, heute oder 
auch morgen: Arbeit ermöglicht Teilhabe und 
Emanzipation.

Christiane Benner (Foto: IG Metall)

Anmeldephase zur Tagung läuft! 
„Hetzen und Täuschen. Rechte Strukturen 
in den sozialen Medien“ lautet der Titel der 
Gelbe-Hand-Tagung am 23. und 24. Juni 
in Nürnberg. Die Tagung widmet sich den 
Mechanismen rechter Propaganda in so-
zialen Medien und den Möglichkeiten der 
Intervention. Die Anmeldung sowie das Pro-
gramm findet ihr unter: http://www.gelbe-
hand.de/informiere-dich/veranstaltungen/



Wenn die Delegierten des AfD-Parteitags am 22. 
April aus den Fenstern des Maritim-Hotels Rich-
tung Kölner Heumarkt blickten, sahen sie nicht 
nur rund 10 000 Menschen, die gegen sie pro-
testierten – sie sahen auch ein Meer an „Gelben 
Händen“, die ihnen auf Pappschildern entgegen 

Am 2. Mai 1933 zerschlugen die Nationalsozialis-
ten die Gewerkschaften. Der 8. Mai 1945 ist der 
Tag der Befreiung vom Nationalsozialismus. Zwei 
historische Ereignisse im Mai, die tief im Gedächt-
nis der Gewerkschaften eingebrannt sind. Damit 
sie niemals vergessen werden, pflegt auch die 

Unter dem Leitthema „Gemeinsam für geleb-
te Demokratie“ fand am 4. Mai im Kölner Ma-
ternushaus  der erste Demokratie-Kongress 
der „Allianz für Weltoffenheit“ statt, zu dem 
rund 350 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
gekommen waren. Im Mittelpunkt  standen 
der Austausch und das Engagement von viel-
fältigen, zivilgesellschaftlichen Initiativen, 
die sich tagtäglich für eine offene, plurale, 
demokratische und gerechte Gesellschaft 
einsetzen. Allen voran auch die Gewerk-
schaften. Das Bündnis „Allianz für Weltoffen-
heit“,  ein breiter zivilgesellschaftlicher Zu-
sammenschluss aus Kirchen, Arbeitgebern, 
Wohlfahrts-, Sport- und Naturverbänden, 
sowie jüdischen und muslimischen Gemein-
devertretern, wurde im letzten Jahr auf Ini-
tiative des DGB gegründet. Auch die Gelbe 
Hand zählt zu den Unterstützerinnen der 
Allianz und war dementsprechend auf dem 
Kongress mit einem Stand vertreten. Reiner 
Hoffmann, DGB-Vorsitzender, beleuchtete in 

gestreckt wurden: Gegen Hass, gegen Rassismus, 
gegen die Menschenfeindlichkeit dieser Partei. Die 
Idee, die „Gelben Hände“  abzudrucken und unter 
den verschiedenen Gruppen und Demonstranten 
zu verbreiten, stammte von unserem Fördermit-
glied Eric Schley, dem DGB-Landesjugendsekretär 
NRW. Die Präsenz des DGB NRW und der Gewerk-
schaftsjugenden war auch insgesamt nicht zu 
übersehen. Zur Freude des DGB-Landesvorsitzen-
den Andreas Meyer-Lauber, der auf der Kundge-
bung  des Bündnisses „Köln stellt sich quer“  den 
gewerkschaftlichen Grundwert der Solidarität 
stark machte: „Unsere Tarifverträge gelten nicht 
nur für einzelne Personengruppen, sondern für 
alle Beschäftigten gleichermaßen – egal ob Deut-
scher oder Ausländer, Christ oder Muslim, Frau 

gewerkschaftliche und betriebliche Jugend aktiv 
die Erinnerungskultur. So hat dieses Jahr die DGB-
Jugend NRW mit einer 14-köpfigen Delegation 
erstmalig gemeinsam in Kooperation mit der ös-
terreichischen Gewerkschaftsjugend der ÖGJ an 
der Befreiungsfeier des österreichischen Konzent-
rationslagers in Mauthausen teilgenommen. Auch 
die Auszubildenden von thyssenkrupp organisie-
ren jährlich eine einwöchige Gedenkstättenfahrt 
in Konzentrationslager Dachau. Die Initiative ging 
von der Gesamtjugend- und Auszubildendenver-
tretung aus und wird von Unternehmensseite 
wie auch vom Betriebsrat aktiv unterstützt. Dass 
das Erinnern an Gestern auch Auftrag für das Hier 

einem ersten Podium mit anderen Spitzen-
vertretern der Allianz, warum es wichtig ist, 
für eine gelebte Demokratie einzutreten: „De-
mokratie und soziale Gerechtigkeit müssen 
in Zeiten eines rasanten gesellschaftlichen 
Wandels immer wieder neu erarbeitet und 
erstritten werden.“ Die Stärkung des sozia-
len Zusammenhalts sei dabei die Vorausset-
zung für eine demokratische, weltoffene und 
solidarische Gesellschaft. Nationalismus, 
Protektionismus und Menschenfeindlichkeit 
müssten in die Schranken gewiesen werden. 
In einem zweiten Panel ging es dann um Ur-
sachen und Strategien gegen Rechtspopulis-
mus, aber auch um die Stärkung der Teilhabe 
und Integration von Migrantinnen und Mig-
ranten. „Stresstest für die Demokratie und 
Weltoffenheit – was hält unsere Gesellschaft 
zusammen?“ war die Leitfrage, die wieder 
ein breites gesellschaftliches Podium beste-
hend aus Sport- und Arbeitgeberverbänden, 
muslimischen und katholischen Glaubens-

Starkes Zeichen der Gewerkschaften gegen die AfD
Über 30 000 Menschen bei Anti-AfD-Demos in Köln  

Nie wieder Faschismus. 
Gewerkschaftsjugend und Auszubildende pflegen die Erinnerungskultur   

Gemeinsam für gelebte Demokratie!  
Demokratie-Kongress des Bündnisses „Allianz für Weltoffenheit“ in Köln  

oder Mann.“ Die AfD treibe einen Keil in die Gesell-
schaft und stehe somit den gewerkschaftlichen 
Grundwerten diametral entgegen. „So eine Partei 
ist für die Gewerkschaften keine Alternative. Un-
sere Alternative heißt Respekt und Solidarität“, so 
Meyer-Lauber. Neben der Kundgebung auf dem 
Heumarkt, auf der auch Ministerpräsidentin Han-
nelore Kraft und Kölns Bürgermeisterin Henriette 
Reker zu den Demonstranten sprachen, waren in 
Köln an jenem Samstag noch rund 21 000 Men-
schen an weiteren Demonstrationen der Kampa-
gne „Solidarität statt Hetze“ oder dem Festkomi-
tee des Kölner Karnevals beteiligt. Insgesamt ging 
so von Köln ein starkes, gesellschaftliches und ge-
werkschaftliches Signal gegen Rechtspopulismus 
in Deutschland und Europa aus.

und Jetzt ist, betont Sebastian Schreiber von der 
Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung 
bei thyssenkrupp: „So bewegend, so traurig und 
zugleich so wütend war ich, als ich die Parallelen 
zwischen damals und der heutigen Rechtsbewe-
gung in Deutschland sah. Umso mehr ist es jetzt 
die Aufgabe der Jugendvertreter auf die Geschich-
te hinzuweisen und gegen das Vergessen anzu-
kämpfen.“ Die Fahrt wurde im Anschluss in kurzen 
Videos aufbereitet und auf Facebook verbreitet, 
um andere Jugendliche für diese Themen zu 
sensibilisieren. „Geschichte muss nicht langwei-
lig sein, sie soll einen zum Nachdenken bringen“, 
erklärt der Jugendvertreter Sebastian Schreiber. 
Die Botschaft der jungen Generationen, die von 
diesen gewerkschaftlichen und betrieblichen In-
itiativen ausgeht, lautet: Nie wieder Faschismus. 
Das stimmt positiv für die Zukunft.    

vertretern sowie interkulturellen Initiativen 
anhand von provokanten Einspielfilmen dis-
kutierte. Am Ende waren sich die Diskutan-
ten einig, dass neben der sozialen Frage, die 
es zu beantworten gelte, Vielfalt, Austausch 
und Begegnung gefördert werden müssten, 
um Vorurteile und Rassismus in der Gesell-
schaft abzubauen. Der Dialog wurde im An-
schluss in fünf  Workshops mit Experten, 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern in die 
Praxis umgesetzt. Egal ob Strategien gegen 
„Hate Speech“ oder das Engagement für De-
mokratie und Teilhabe – den Teilnehmenden 
wurde das nötige Rüstzeug vermittelt, um 
auch nach dem Kongress, den Gedanken der 
gelebten Demokratie in die Betriebe und in 
die Gesellschaft zu tragen.
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
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Parolen keine Bühne bieten!“
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. An dieser Stelle 
heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für ihre Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure finanzielle und 
ideelle Unterstützung! 
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch durch eine 
Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen des Stickers, durch 
aktives Eintreten für Gleichberechtigung, gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus 
am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 
Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuerlich abge-
setzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquittung ausgestellt. 
Wir sind für jeden Beitrag dankbar!
Vielen Dank 
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Zuwanderung 
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

In den Jahren 2015 und 2016 hat die Anzahl 
an Schutzsuchenden in Deutschland stark 
zugenommen. Diese Erhöhung der Zuwande-
rung hat Auswirkungen auf die Entwicklung 
der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes. Die Art 
dieser Auswirkungen ist ungewiss und in ihrer 
Abschätzung komplex, denn es werden sowohl positive als auch negative 
Einflussfaktoren der Flüchtlingsbewegung auf die Volkswirtschaft wirken. 
Die kürzlich erschienene Publikation „Auswirkungen der Zuwanderung 
Geflüchteter auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt“ beleuchtet die langfristigen 
ökonomischen und arbeitsmarktspezifischen Auswirkungen des Zuzugs 
Geflüchteter. Die Studie beruht auf Berechnungen des Bundesinstituts 
für Berufsbildung (BIBB) und des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB). Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass eine schnellere 
Arbeitsmarktintegration nicht nur für das Individuum, sondern auch ge-
samtwirtschaftlich von Vorteil ist. Die wissenschaftliche Publikation kann 
vor allem in der gewerkschaftlichen und betrieblichen  Bildungsarbeit ver-
wendet werden, um den Teilnehmerinnen und Teilnehmern die positive 
wirtschaftliche Langzeitwirkung von Zuwanderung zu veranschaulichen. 
Die Publikation findet ihr zum Download unter: https://www.bibb.de/vero-
effentlichungen/de/publication/show/8283

Auf Initiative des DGB-Bundesvorstands startet das neue Projekt des 
DGB Bildungswerk Bund „PAU - Projekt zur Aufklärung und Unterstüt-
zung von aktiven Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern“. Das 
Bildungs- und Beratungsprojekt bietet im Themenfeld Rechtspopulis-
mus, Rechtsextremismus und Rassismus für betriebliche und gewerk-
schaftliche Gremien aller Ebenen Seminare, Workshops, Vorträge und 
fachliche Beratung an. Die Module reichen von Haltungs- und Argumen-
tationstrainings gegen rechte Parolen, über Vorträge zum Rechtspopu-
lismus in Deutschland bis hin zu Handlungsstrategien gegen Rassismus 
im Betrieb. Projektleiter Kai Venohr vom DGB Bildungswerk Bund und 
stellvertretender Vorsitzender der Gelben Hand betont, dass es sich um 
ergänzende Angebote zu den bestehenden gewerkschaftlichen Aktivi-
täten handelt: „Nachfrage und Bedarf sind groß. Mit der Gelben Hand 
und anderen Aktiven in diesem Bereich wollen auch wir die Kolleginnen 
und Kollegen vor Ort, im Betrieb und in der Gewerkschaft, in ihrer Arbeit 
unterstützen. Das ist ein Angebot von Gewerkschaften für Gewerkschaf-

Aufklärung und Unterstützung 
gegen Rechts  
Neues Projekt des DGB Bildungswerk Bund  

ten.“ Mit der AfD sei eine rechtspopulistische, politische Kraft entstan-
den: „Die Partei wirbt aktiv um Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf-
ter. Wir müssen uns damit auseinandersetzen und dagegenhalten. Das 
tun wir mit unserer Bildungsarbeit.“ 
Mehr Informationen zum Projekt PAU findet ihr unter:
www.multiplikatorenbildung.de


